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         Dieses Buch war bereits im Lektorat, als die Covid-19-Pandemie Europa erreichte und
            in immer mehr Ländern Ausgangssperren verhängt wurden. Auch wenn im Augenblick noch
            völlig unklar ist, wie groß die Folgen der Krankheit für die Gesellschaften und die
            globalen Beziehungen sein werden, stellt sich die Grundfrage dieses Buchs vor dem
            Hintergrund der Ereignisse nur noch dringlicher. Die Ausgangsthese dieses Essays ist,
            dass unsere Produktions- und Lebensweise aus ökologischen und sozialen Gründen an
            ihre Grenzen stößt und wir über Gegenentwürfe nachdenken müssen, die über den Kapitalismus,
            aber auch den Sozialismus in seinen bisherigen Ausprägungen hinausweisen.
         

         Die Covid-19-Krise führt einem die ganze Absurdität und Zerbrechlichkeit unseres Wirtschaftssystems
            vor Augen. Während Billionen Dollar und Euro zur Rettung von Finanzmärkten und Konzernen
            bereitgestellt werden, erleben selbst die reichsten Industriestaaten den Kollaps ihrer
            Gesundheitssysteme. In Spanien dürfen Kinder aufgrund der Ausgangssperre seit einem
            Monat nicht aus dem Haus, obwohl wochenlang normal weiter produziert und gearbeitet
            wurde, um »die Wirtschaft am Laufen« zu halten. Fast überall zeugen leer geräumte
            Regale davon, dass es mit den Selbstheilungskräften des Marktes in Krisenmomenten
            nicht allzu weit her ist; die Schlangen vor den Waffengeschäften in den USA geben einen Hinweis darauf, was geschieht, wenn jede*r in den Mitmenschen in erster
            Linie Konkurrent*innen sieht. Und die in Frankreich auf den Straßen patrouillierenden
            Militärs sollen wohl jene Sicherheit vermitteln, welche die »schlank« gesparten Gesundheitssysteme
            nicht mehr gewährleisten können. Dazu kommen erdumspannend Fake News und Weltuntergangserzählungen in den sozialen Netzwerken.
         

         All das ist real. Zur Wahrheit gehört aber auch, dass diese Krise einen Moment der
            Offenheit repräsentiert, in dem fast alles zur Disposition steht. So fürchterlich
            die Bilder aus den Notkrankenhäusern sind und so beängstigend der Wirtschaftskollaps
            eines schlagartig deglobalisierten Kapitalismus erscheinen mag, sollten wir uns doch
            auch vergegenwärtigen, dass vieles an der Situation durchaus ermutigend ist. Überall
            in der Welt werden die größten Einschränkungen des Soziallebens akzeptiert, um die
            Schwächsten zu schützen, das heißt, die medizinische Versorgung derjenigen zu ermöglichen,
            die wegen ihres Alters oder aufgrund von Vorerkrankungen auf die Intensivstation müssen.
            »Flatten the curve« bedeutet ja eben nicht das Recht des Stärkeren, sondern Solidarität,
            denn in der Sprache des Marktes wären die Alten und Kranken nur ein lästiger »Kostenfaktor«.
            Die Tatsache, dass die Gesellschaft dem Markt zumindest für einen Augenblick einmal
            Paroli bietet, ist keine Kleinigkeit.
         

         Auch die Maßnahmen, die viele Regierungen bisher ergriffen haben, tragen immerhin
            dazu bei, den politischen Vorstellungshorizont wieder ein wenig zu öffnen. Sicher
            – ein Großteil der Billionen Euro und Dollar wird auch diesmal ausgeschüttet, um Banken
            und Konzerne, also in erster Linie superreiche Shareholder vor einem Vermögensverlust
            zu schützen. Aber plötzlich werden wirtschafts- und sozialpolitische Positionen vertreten,
            die noch wenige Tage zuvor als sozialistisches Teufelszeug galten: Neoliberale Börsenexpert*innen
            plädieren für die Verstaatlichung von Unternehmen (um sie vor ausländischen Übernahmen
            zu schützen), Finanzminister setzen die schwarze Null außer Kraft, die EU-Kommissionspräsidentin von der Leyen hält jene europäischen Staatsanleihen auf einmal
            für denkbar, die man dem »verschwenderischen Süden« bislang immer verweigerte, und in vielen Ländern diskutieren
            Regierungen über die Verteilung von »Helikoptergeld« – eine Art punktuelles Grundeinkommen.
            In Frankreich erlässt Präsident Macron notleidenden Kleinunternehmer*innen per Dekret
            Mieten, Strom- und Wasserzahlungen, was schon allein deshalb erstaunlich ist, weil
            die Politik doch angeblich keine Handhabe bei Privatverträgen hat, und in mehreren
            europäischen Ländern wird plötzlich Industriekonversion betrieben: Automobilzulieferer
            sollen auf die Fertigung von Medizingeräten umstellen. Zumindest für einen Augenblick
            ist die bedürfnisorientierte, demokratische Planung der Wirtschaft, die den Kern jedes
            sozialistischen Projekts ausmacht, eine reale Option.
         

         Auch vieles von dem, was aus klimapolitischen Gründen seit Langem gefordert wird,
            ist in der Krise auf einmal Realität. Flugzeugflotten bleiben auf dem Boden, Kreuzfahrtschiffe
            dürfen nicht mehr ablegen, der völlig überdrehte Massentourismus, der Millionen Menschen
            zum Biertrinken an Orte befördert, an denen es dank der Tourismusindustrie genauso
            aussieht wie zu Hause, ist zum Erliegen gekommen. Satellitenbilder zeigen, dass die
            Luftverschmutzung nicht nur in China, sondern auch in Norditalien innerhalb weniger
            Tage dramatisch zurückgegangen ist. In Venedigs Kanälen fließt wieder klares Wasser,
            und in Deutschland die klimapolitischen Ziele für 2020 – eine Verringerung der Treibhausgasemissionen
            um vierzig Prozent gegenüber dem Jahr 1990 – sind plötzlich nicht nur möglich, sondern
            sogar wahrscheinlich.[1] 

         Das alles sind natürlich trotzdem keine guten Nachrichten, denn die Covid-19-Pandemie
            wird Hunderttausenden, vielleicht auch Millionen Menschen in der ganzen Welt das Leben
            kosten. Am Schrecken der Ereignisse gibt es nichts zu beschönigen oder zu relativieren.
            Trotzdem sollten wir erkennen, in welchem Moment wir uns befinden: Die globale kapitalistische
            Maschine, die immer weiter beschleunigen muss, ist schlagartig zum Stehen gekommen,
            und wir sind alle, über nationale Grenzen hinweg, davon betroffen. Gewiss nicht alle
            gleichermaßen, denn in den Ländern mit kaputtgesparten öffentlichen Gesundheitsdiensten
            sterben viel mehr Menschen, und wer in Berlin-Zehlendorf oder Hamburg-Blankenese im
            Garten Home-Office machen darf, kann die Entschleunigung – anders als die Arbeiterfamilie
            in einer überbelegten Wohnung oder der Geflüchtete in einem Wohncontainer – möglicherweise
            sogar genießen. Und doch führt die Krise uns allen drei Dinge vor Augen: dass erstens
            das Hamsterrad, in dem wir eingesperrt sind, sehr wohl angehalten werden kann, dass
            zweitens die Menschheit so verbunden miteinander ist, dass sich ein Virus innerhalb
            weniger Wochen durch alle Körper auf dem Planeten hindurch reproduzieren kann, und
            dass drittens es am Ende immer um das Leben geht, jede gesellschaftliche Ordnung eingebettet
            ist in ein »Netz des Lebens« (wie es bei dem Soziologen Jason Moore heißt), für das
            wir Sorge tragen, das wir aber niemals völlig kontrollieren werden.
         

         Walter Benjamin hat in einer Vorarbeit zu seinen geschichtsphilosophischen Thesen
            einst den Satz notiert, Revolutionen seien gar nicht, wie Marx meinte, die Lokomotive
            der Weltgeschichte, sondern der Griff des »im Zug reisenden Menschengeschlechts nach
            der Notbremse«.[2]  Dass der Zug kurzzeitig zum Halten gekommen ist, alle Regeln und Vereinbarungen plötzlich zur Disposition
            stehen und wir beobachten, wie vieles auch ganz anders sein könnte, eröffnet Möglichkeiten.
            Zum Schlechteren wie zum Besseren.
         

         Es gibt unzählige Gründe, sich Sorgen zu machen. Die Schließung von Grenzen befeuert
            den Nationalismus, die Unterbrechung der globalen Wertschöpfungsketten kann zur Herausbildung
            von Regionalblöcken führen, die dann schon bald militärisch um Märkte und Rohstoffe
            kämpfen werden, in Südeuropa droht die schlimmste Wirtschaftskrise der Geschichte,
            und die Gesundheitssysteme im globalen Süden werden die schweren Fälle dieser Pandemie
            gar nicht erst versorgen können. Wir erleben, wie Menschen Psychosen ausbilden, Hamsterkäufe
            machen, nur an sich selbst denken. Aber auch das Gegenteil: Gesundheitsarbeiter*innen,
            die alles geben, obwohl sie Gefahr laufen, sich selbst anzustecken und zu sterben,
            Menschen in Quarantäne, die vom Balkon aus abendlich den Pfleger*innen und Ärzt*innen
            applaudieren oder sich zum Singen am Fenster verabreden, und bürgerliche Politiker*innen,
            die auf einmal die Stärkung des öffentlichen Gesundheitssystems als politische Priorität
            für sich entdecken.
         

         Wenn es einen Lichtblick gibt, dann ist es der Charakter der von der Pandemie aufgeworfenen
            Fragen: Warum stehen öffentliche Infrastrukturen wie das Gesundheitswesen eigentlich
            nicht im Mittelpunkt jeder ökonomischen Theorie, wenn sie doch offenbar die Grundlage
            unseres Lebens garantieren? Wieso werden Krankenpfleger*innen, Kassierer*innen und
            Transportarbeiter*innen nicht »systemrelevant« bezahlt, wenn ohne sie nichts geht?
            Weshalb werden die ganzen Markttheorien nicht endlich ins Reich der Ideologie verwiesen, wenn der Markt
            in jedem schwierigen Moment Panikkäufe und Warenknappheit produziert? Warum werden
            die Börsen, die sich wieder einmal als tickende Zeitbomben erweisen, nicht endlich
            geschlossen oder zumindest radikal reglementiert? Wieso ist es normal, dass wir mit
            Milliarden Euro Steuergeldern Großkonzerne retten, aber undenkbar, dass wir demokratisch
            darüber entscheiden, was, wo und unter welchen Bedingungen diese Unternehmen produzieren?
            Und weshalb treiben wir in einer Zeit, in der sich immer mehr Krisen nur global lösen
            lassen (für den Klimawandel gilt das ja genauso wie für Pandemien), den Aufbau globaler
            Strukturen wie der Weltgesundheitsorganisation WHO nicht viel entschlossener voran? Warum bauen wir keine globalen Gesundheits- und
            Umweltministerien auf, die nicht von Nationalregierungen ernannt, sondern durch eine
            demokratische Wahl aller Weltbürger*innen bestimmt werden? Oder umgekehrt: Wenn es
            zu utopisch ist, solche globalen Strukturen jenseits der Nationalstaaten aufzubauen,
            warum gelingt es uns dann seit Jahrhunderten, globale Wirtschaftskreisläufe zu organisieren?
            Wäre es nicht andersherum viel erfolgversprechender: mehr globale Demokratie, weniger
            globalisierte Produktionsketten? Eine für Menschen offene Lokalisierung der Ökonomie?
         

         In Momenten der Krise braucht man konkrete Antworten für konkrete Probleme. Man muss
            aber auch immer wissen, in welche Richtung man sich bewegen will, und dafür wiederum
            benötigt man gesellschaftliche Entwürfe, die über das Bestehende hinausreichen. Das
            20. Jahrhundert brachte schreckliches Elend, aber auch großen sozialen Fortschritt
            – möglich war das, weil es Bewegungen und Strategien zur radikalen Veränderung der
            Gesellschaft gab. Die kleinen, konkreten Erfolge waren möglich, weil es große Projekte,
            Strategien und Erzählungen gab. Über solche Gegenentwürfe der Solidarität, der Gleichheit,
            der Demokratie und der Sorge um das Leben müssen wir reden. Jetzt, da die Maschine
            für einen Moment zum Stehen gekommen ist. Die Pandemie ist ein Scheideweg – entweder
            wir entscheiden uns für ein Projekt des Lebens oder für eines der beschleunigten gesellschaftlichen
            Zerstörung.
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            I. Zombification!
            

         

         
            
               Zombie cadavre
               

            

            Der Zombie ist die popkulturelle Figur unserer Zeit: die Kinderverkleidung zu Halloween,
               die Verkörperung des ultimativen Schreckens in Serien und Kinofilmen, das abzuknallende
               Böse in Computerspielen. Die Kulturtheoretiker Georg Seeßlen und Markus Metz schreiben:
               »›Untot‹ drückt ein eigenartiges ausuferndes Empfinden der Zeit aus. Da-Sein und doch
               nicht Da-Sein; Dasein und doch kein Dasein. Man denkt an Gespenster, Retortenwesen
               oder radikal Entwürdigte, an Menschen jenseits ihrer Geschichte und jenseits ihrer,
               nun ja, Menschlichkeit, an RoboCops und Pilleneinwerfer, […] an Bürokraten und Fließbandarbeiter,
               Soldatenmaschinen und Maschinensoldaten […], Leute, die sich halb zu Tode schuften,
               und Leute, die sich halb zu Tode amüsieren.«[3] 

            Warum beschäftigen uns die Untoten so sehr? Wen oder was erkennen wir in den seelenlos,
               wie fremdgesteuert umherirrenden Zombies? Was fesselt uns an Kreaturen, die die Energie
               der Lebenden aufsaugen, ihre Opfer dabei aber nicht töten, sondern assimilieren?
            

            Die simpelste Antwort lautet wohl: die Faszination am Drastischen. Gestalten, die
               wie Menschen aussehen, aber keine mehr sind, nur noch von einem restanimalischen Instinkt
               getrieben werden, überschreiten alle Grenzen, wobei das Motiv seine Kraft auch daraus
               zieht, dass wir alle zu Zombies mutieren können. Das absolut Andere schlummert in uns selbst. Trotzdem kommen die
               Untoten in den meisten Filmen wie eine Invasionsarmee daher – in der extrem aufwändig
               produzierten, aber inhaltlich dann doch eher einfältigen Fantasysaga Game of Thrones zum Beispiel. Zwar kreist die Serie, mit einer knappen Milliarde US-Dollar Produktionskosten die bislang teuerste TV-Produktion der Geschichte, um die dunkle Seite von Politik und Kultur: Die Macht
               der Königreiche beruht auf Intrigen und roher Gewalt, jede Moral scheint verloren
               gegangen.[4]  Das eigentliche Grauen, das die Menschheit wieder zusammenführt, rückt indes von
               außen heran. Es sind die »Weißen Wanderer«: enthemmte, als Menschenflut heranstürmende
               Ungeheuer, die einem finsteren »Nachtkönig« folgen. Dieser ähnelt in der verzwickten
               Game-of-Thrones-Mythologie der Schöpfung des Doktor Frankenstein – einst mit guten Absichten erschaffen,
               dann aber außer Kontrolle geraten. Die liebenswürdigen »Kinder des Waldes« – hier
               wird die Saga auffallend infantil – brauchten den Untoten zur Verteidigung gegen die
               Menschen, doch im Verlauf dieses Krieges wandte sich der »Nachtkönig« gegen seine
               Schöpfer und verwandelt nun immer mehr Lebende in seinesgleichen. Irgendwann gelingt es der Menschheit, die anschwellende Zombie-Gefahr
               mit einer Eismauer zu stoppen. Auch wenn sich die unwirtliche Welt, die die »Weißen
               Wanderer« zu verlassen suchen, im Norden und nicht im Süden erstreckt, liegt spätestens
               hier die Analogie zu den realen Verhältnissen auf der Hand: Die Eis-Zombies, die im
               englischen Original bezeichnenderweise the others (»die Anderen«) heißen, sind gesichtslose, elende Massen, die an die Außengrenzen
               der Zivilisation branden. Deshalb verstand man die Botschaft sofort, als US-Präsident Donald Trump Anfang 2019 in Anspielung auf das Motto der Fantasysaga (»Winter
               is coming«) ein Bild mit dem Spruch »The wall is coming« twitterte: Die Weltwohlstandszonen
               wollen vor den Killerhorden »da draußen« geschützt werden.
            

            Es gab aber noch eine zweite, weniger beabsichtigte Analogie zur Fantasysaga: So wie
               in Game of Thrones der Schrecken der umherstreifenden Eis-Zombies dafür sorgt, dass sich die Königreiche
               gegen die äußere Bedrohung vereinen, dient die politische Erzählung »der Anderen«
               durch Rechtsextreme wie Trump als ideologischer Kitt, mit dem die auseinanderdriftenden
               Marktgesellschaften zusammengehalten werden sollen. Die Konstruktion eines Außen verschleiert
               die sozialen und ökonomischen Widersprüche im Inneren.
            

            Offenbar macht die Eigenschaft des Zombies, das »Andere« zu repräsentieren, ihn für
               die Popkultur so interessant: Da Zombies Antimenschen sind, kann an ihnen das eigene
               »Andere« ausgelebt werden. Zumindest in Computerspielen besteht die Funktion des Zombies
               fast ausschließlich darin: Entmenschlichte, empathielose Kreaturen kann man ohne Gewissensbisse
               abknallen und damit dem eigenen Bedürfnis nach Empathielosigkeit nachgehen. In dieser
               Hinsicht hat der Zombie etwas von Agambens »Homo sacer«: ein Vogelfreier, der straffrei getötet werden darf.[5]  Letztlich erlaubt er die Externalisierung jener Entmenschlichung, die wir ausleben,
               indem wir sie bekämpfen. Der innere Abgrund wird zum Außen, das sich niedermetzeln
               lässt.
            

            Wenn man die Ursprünge des popkulturellen Zombie-Mythos betrachtet, ging es lange
               jedoch weniger darum, ein Außen zu konstruieren, als vielmehr darum, in genau diesen
               Abgrund zu blicken. Über die gesellschaftskritischen Aspekte bei George A. Romero,
               der das Zombie-Genre mit seinen Filmen maßgeblich prägte, sind unzählige Texte geschrieben
               worden, und wirklich lassen sich die – heute eher harmlos daherkommenden – Schocker
               bestens als politische Dokumente ihrer Zeit lesen. In Romeros Nacht der lebenden Toten aus dem Jahr 1968, der als Meilenstein des Genres gilt, schweißt der Angriff der
               Untoten eine Gruppe von sieben Personen zu einer Zwangsgemeinschaft zusammen. Das
               eigentliche Drama ist jedoch schon bald nicht mehr der Kampf gegen die Zombies, sondern
               findet, wie die Filmkritikerin Alissa Wilkinson geschrieben hat, »im Inneren des Hauses
               statt, wo die noch Lebenden heftig darüber streiten, was sie gegen die ›lebenden Toten‹
               draußen unternehmen sollen«.[6]  Im Mittelpunkt des Dramas steht der Afroamerikaner Ben, der Verantwortung für die
               Gruppe übernimmt, aber dem die anderen aus rassistischen Gründen misstrauen. Am Ende
               wird Ben von einem weißen Sheriff erschossen, der ihn für einen Zombie hält. Auf diese
               Weise spiegelt der Film sowohl die allgemeine amerikanische Verunsicherung der sechziger
               Jahre als auch die weiße Paranoia der Mehrheitsgesellschaft. Gleichwohl Romero es
               nie so gemeint hat, lässt sich die Schlusssequenz des Films wie eine Allegorie auf
               die bis heute in den USA (und nicht nur dort) herrschende Polizeigewalt interpretieren: »Black lives don't
               matter.«
            

            Auch der zehn Jahre später von Romero gedrehte Nachfolger Zombie (1978) erzählt aus heutiger Sicht vor allem von seiner Zeit. Im Mittelpunkt des Geschehens
               steht eine Shopping-Mall. Der Film beginnt mit einer Szene, die die Lage in den USA nach dem Krieg in Vietnam und nach einem Jahrzehnt der Protestbewegungen widerspiegelt:
               Während der Live-Sendung eines Interviews zur Zombie-Epidemie bricht unter den Mitarbeiter*innen
               Chaos aus. TV-Techniker rebellieren gegen die Redaktionsleitung, ein Mitarbeiter hält dem Interviewten
               Eselsohren an den Kopf, die Hauptperson Francine widerspricht vor laufenden Kameras
               ihrem Chef. Obwohl es um das Überleben der Menschheit geht, hat die Szene etwas Karnevaleskes,
               und auch unter den Polizisten, mit denen es in der zweiten Szene weitergeht, herrscht
               eigentümliches Aufbegehren. Einige haben Skrupel, die Untoten, die anfangs eher als
               Kranke denn als Monster dargestellt werden, mit Kopfschüssen hinzurichten. Die vier
               Hauptpersonen Stephen, Peter, Roger und Francine fliehen schließlich mit einem Helikopter vor
               der Epidemie und verbarrikadieren sich – ausgerechnet – in einer Shopping-Mall, wo
               sich inmitten der Zombie-Apokalypse fast so etwas wie Normalität einstellt. Die Überlebenden
               besorgen sich in den Geschäften ausgesuchte Speisen und Getränke, das Wechselgeld
               der Supermarktkassen findet als Pokereinsatz Verwendung, und im Fernsehen verfolgen
               die vier, wie draußen die Welt untergeht. Die sie jagenden Zombies wirken aus heutiger
               Sicht eher harmlos, was im Vergleich mit dem Remake von Zack Snyder aus dem Jahr 2004
               noch deutlicher wird. Während die Untoten des 21. Jahrhunderts vor Blutgier rasen,
               sehen sie 1978 blass und ungelenk aus. Sie sind nicht einmal dazu in der Lage, einen
               Türgriff herunterzudrücken. Zudem setzt Romeros Kamera sie mit der Warenwelt in eins.
               Mehr als einmal sind die Schaufensterpuppen der Shopping-Mall kaum von den Zombies
               zu unterscheiden. In der Mall darf hemmungslos auf Puppen und Zombies geschossen werden
               – was in auffälligem Widerspruch zu der Anfangsszene steht, in der die Untoten noch
               als Kranke gezeigt werden.
            

            Ursprünglich scheint es beim Zombie-Mythologem vor allem um die Furcht vor Kontrollverlust
               gegangen zu sein. In Haiti, von wo aus die Zombie-Erzählung in die USA gelangte, heißt es, Menschen könnten durch Voodoo-Zauber in Untote verwandelt werden.
               Eine der Varianten hiervon ist der Zombie cadavre, ein höriger Arbeitssklave ohne Bewusstsein. Der Anthropologe Wade Davis behauptete
               in den achtziger Jahren, eine wissenschaftliche Erklärung für den Mythos gefunden
               zu haben: Haitianische Hexer versetzten ihre Opfer mithilfe des Nervengifts Tetrodotoxin,
               das unter anderem in Kugelfischen vorkommt, in eine Art Scheintod und erweckten sie
               nach einer Beerdigung dann heimlich wieder zum Leben. Diese »Untoten«, die offiziell
               nicht mehr existieren und dementsprechend von niemandem gesucht werden, würden mit Drogen willenlos
               gehalten, um ihren Herren zu Diensten zu sein. Auch wenn das »Zauberpulver«, das Davis
               als Beweis aus Haiti mitbrachte, wirkungslos und sein wissenschaftlicher Nachweis
               dementsprechend gefälscht war,[7]  änderte das nichts daran, dass Davis' Buch The Serpent and the Rainbow zu einem Bestseller wurde, auf dessen Grundlage dann Wes Craven 1988 einen gleichnamigen
               Horrorfilm drehte. Darin reist der US-amerikanische Wissenschaftler Dennis Alan im Auftrag eines Pharmakonzerns nach Haiti,
               um den Zombie-Zauber zu erforschen, wird dabei aber selbst Opfer eines schwarzen Magiers.
            

            Auch diese Geschichte zeigt, wie die Furcht vor dem Selbst externalisiert werden kann:
               Angloamerikanische Wissenschaftler*innen erforschen, wie schwarze Zauberer ihre Mitmenschen
               versklaven. Damit wird die Ahnung verdrängt, dass der Voodoo-Mythos mit einer viel
               realeren Erfahrung zu tun haben könnte. Es waren keine Voodoo-Hexer, die die Vorfahren
               der Haitianer*innen in einen Scheintod versetzten und zu willenlosen Kreaturen, nämlich
               zu Arbeitssklav*innen auf ihren Plantagen machten, sondern europäische Geschäftsleute,
               Vorreiter jener bürgerlichen Moderne, in der sich der Wissenschaftsgeschäftsmann Wade
               Davis so geschmeidig zu bewegen verstand. Georg Seeßlen schreibt in dem bereits erwähnten
               Zeit-Artikel, im Horrorfilmgenre gehe es immer um uns selbst: um das Monströse des Menschen
               und seiner Gesellschaft.[8]  Aber es ist eben auch andersherum: Monster sind immer die anderen.
            

            Doch was hat das alles mit dem Thema dieses Buchs – dem grünen Sozialismus – zu tun?
               Beim Zombie geht es um Kontrollverlust und absolute Fremdbestimmung: Man lebt und ist doch tot. Die Angst davor
               ist umso größer, als Identität in der bürgerlichen Gesellschaft maßgeblich auf Autonomie
               und Selbstkontrolle beruht. Doch unsere Erfahrung des In-der-Welt-Seins stimmt trotz
               aller Freiheitsrhetorik damit kaum überein. Die Untoten faszinieren, weil uns das
               Gefühl, maschinenhaft fremdgesteuert zu sein, allzu vertraut ist.
            

            Dass Lohnarbeit an das Dasein von Untoten erinnert, ist kein besonders origineller
               Gedanke. Jeder, der selbst schon einmal an einem Fließband oder einer Supermarktkasse
               gearbeitet hat, kennt das Gefühl, zum Anhängsel einer Maschine zu werden. Fritz Lang
               hat in dem mittlerweile hundert Jahre alten Film Metropolis dafür das Bild einer die Arbeiterschaft verschlingenden Maschine geschaffen, und
               auch in der Fabrikliteratur – von Louis-Ferdinand Célines Reise ans Ende der Nacht (1932) über Nanni Balestrinis Wir wollen alles (1971) bis hin zu Ben Hampers Rivethead. Tales from the Assembly Line (1992) – geht es darum: den Autonomieverlust als Folge entfremdeter Arbeit. Die technische
               Entwicklung hat zwar auch dafür gesorgt, dass manche stupiden Arbeiten heute von Maschinen
               erledigt werden. Gleichzeitig jedoch haben sich die Zombie-Tätigkeiten in die Gesellschaft
               hinein ausgebreitet. Die Spätmoderne ist eine eigenartige Epoche: Auf der einen Seite
               sind die Selbstbestimmungsdiskurse das Mantra unserer Gesellschaft, und die Leitideologie
               des Individualismus duldet keine Einwände. Andererseits folgen immer mehr Abläufe
               in unserem Leben einer Logik, auf die wir keinen Einfluss zu haben scheinen, ja die
               unseren Interessen diametral widersprechen. So wie sich einst die Fabrik den Arbeiter
               einverleibte, werden nun auch alle anderen Bereiche unseres Lebens vom ökonomischen
               System kolonisiert. Wir arbeiten nicht mehr, um leben zu können, sondern leben, um die Produktion zu erhöhen. Wir lernen nicht, um die eigene Persönlichkeit
               zu entfalten, sondern um »Humankapital« für die Konkurrenz auf dem Arbeitsmarkt zu
               bilden. Die Entwicklung der Städte richtet sich nicht in erster Linie nach menschlichen
               Bedürfnissen, sondern folgt den Gesetzen der Immobilienmärkte. Und selbst der Kampf
               gegen den Klimawandel und die Umweltzerstörung hat offenbar nur dann eine Chance,
               wenn er den involvierten Konzernen neue Geschäftsmodelle eröffnet. Solange es keine
               Investitionsalternativen gibt, muss sich unsere Gesellschaft weiter an den Interessen
               von Lufthansa, VW und Bayer orientieren. Im Mittelpunkt unserer Gesellschaft steht nicht das gute Leben,
               sondern die Wertsteigerung.
            

            Diese Ökonomisierung wird allerorten lamentiert, doch die zugrunde liegende Struktur
               bleibt immer ein wenig im Opaken, so als dürfte das Problem nicht direkt benannt werden.
               2018 gewann Hannes Vollmuth von der Süddeutschen Zeitung mit einer Reportage über das Veröden der Schweinfurter Innenstadt den Journalistenpreis
               der deutschen Wirtschaft. Dort beschreibt er, wie die Errichtung einer »seelenlosen«
               Shopping-Mall Schweinfurt verändert hat, und spricht von einer »zerrissenen Stadt«,
               deren Zentrum so leer sei, »als habe die Apokalypse schon stattgefunden«[9] . Bei der Soziologin Eva Illouz lesen wir, wie unsere Liebesbeziehungen durch neue
               Technologien entleert worden sind.[10]  Verwundert beobachten wir, wie unsere Kinder nicht mehr von Märchengestalten, sondern
               von den Merchandise-Figuren der Star-Wars-Saga träumen (die sicher nicht schlechter ist als ein traditionelles Märchen, aber
               eben doch einer anderen Funktionslogik gehorcht, nämlich dem Verkauf von Fanartikeln dienen muss). Selbst
               beim Genuss geht es letztlich nicht mehr um Genuss. Von Slavoj Žižek gibt es die schöne
               Beobachtung, heute stehe aus Zeitgründen nicht mehr der Konsum, also das Verwenden
               eines Gegenstands, sondern der Kaufakt im Mittelpunkt des Begehrens. Die Tatsache,
               dass wir jouissance aus dem Erwerb ziehen, illustriert, wie weit die Kolonisierung des Lebens fortgeschritten
               ist – sie hat die innersten Bereiche unserer Persönlichkeit erfasst. Lust erzeugt,
               was den Bedürfnissen des Kapitals entspricht. Am besten wäre es, unser Leben würde
               nur noch aus einer Verkettung von Kaufakten bestehen, bei denen wir uns ausschließlich
               symbolische Anerkennung aneignen. Die Grundlagen dafür sind längst gelegt – der Wert
               eines Turnschuhs, und zwar auch sein Gebrauchswert, besteht zum größten Teil aus seinem
               Markenimage. Ließen wir die Schuhe ganz weg, wäre der Prozess sehr viel ökologischer.
            

            Wohin wir auch blicken, erleben wir Situationen, in denen wir auf diese Weise zu Untoten
               des ökonomischen Prozesses werden. Einer Statistik der Motor Presse Stuttgart zufolge gibt die oder der durchschnittliche Deutsche in ihren bzw. seinen 54 Jahren
               als Autobesitzer*in 332 ‌000 Euro für ihre bzw. seine Wagen aus[11]  – etwa 6000 Euro jährlich. Bei einem durchschnittlichen Nettoeinkommen von 3000 Euro
               monatlich würde dies bedeuten, dass ein Sechstel des Arbeitstags für den Erwerb und
               Unterhalt des eigenen Fahrzeugs aufgewendet wird. Zwei bis drei weitere Stunden täglich
               arbeitet die oder der Bewohner*in einer deutschen Großstadt für ihre oder seine Wohnung,
               die vor allem deshalb in den letzten vierzig Jahren so teuer geworden ist, weil der städtische Boden aus einem öffentlichen
               Gut in »Anlagekapital« verwandelt wurde.[12]  Wenn die Zahlen stimmen, könnten uns der Ausbau eines gut funktionierenden öffentlichen
               Verkehrssystems, eine andere Stadtplanung und der Schutz des Bodens vor Kapitalverwertung
               (alles beileibe keine revolutionären Maßnahmen) einen beträchtlichen Teil jener drei
               oder vier Stunden täglich zurückgeben, die wir heute darauf verwenden, Automobilunternehmen,
               Ölkonzerne und Immobilienfonds am Leben zu erhalten.
            

            Aber warum kommen wir nicht einmal auf die Idee, dass das möglich wäre? Warum verteidigen
               wir ein Verkehrsmodell, das Freiheit verspricht, aber Lungenkrankheiten produziert?
               Wieso wird kaum über die Möglichkeit gesprochen, in Anbetracht der Produktivitätszuwächse
               in der Industrie die Regelarbeitszeit auf 25 Stunden pro Woche zu senken? Weshalb
               halten wir Mieten für mehr als 1500 oder 2000 Euro im Monat für normal, obwohl wir
               doch wissen, dass für die Errichtung und Instandhaltung der Gebäude nur ein Bruchteil
               davon nötig wäre?
            

            Der Wirtschaftshistoriker Karl Polanyi würde antworten: Weil wir in Gesellschaften
               leben, die zu »Anhängseln des Marktes« geworden sind:
            

             

            Die Wirtschaft ist nicht mehr in die sozialen Beziehungen eingebettet, sondern die
               sozialen Beziehungen sind in das Wirtschaftssystem eingebettet. Die entscheidende
               Bedeutung des wirtschaftlichen Faktors für die Existenz der Gesellschaft schließt
               jedes andere Ergebnis aus. Sobald das wirtschaftliche System in separate Institutionen
               gegliedert ist, die auf spezifischen Zielsetzungen beruhen und einen besonderen Status
               verleihen, muss auch die Gesellschaft selbst so gestaltet werden, dass das System
               im Einklang mit seinen eigenen Gesetzen funktionieren kann. Dies ist die eigentliche
               Bedeutung der bekannten Behauptung, eine Marktwirtschaft könne nur in einer Marktgesellschaft
               funktionieren.[13] 

             

            Die Märkte, so könnte man Polanyi resümieren, haben jede gesellschaftliche Schranke
               niedergerissen. Boden, Arbeit und Geld sind in Waren verwandelt worden, für Polanyi
               eine absurde Entwicklung, weil sie nicht im eigentlichen Sinne produziert werden und
               dementsprechend auch nur »fiktive Waren« seien.
            

            Die Erklärung von Karl Marx würde ähnlich ausfallen, aber auf die dahinterstehenden
               materiellen Interessen abzielen: Kapitaleigentümer*innen wollen ihren Einsatz vermehren
               und müssen das auch, wenn sie auf längere Sicht nicht verdrängt werden wollen. Der Akkumulationszwang
               hat einerseits einen durchaus willkommenen Effekt: Er führt zur steten Steigerung
               von Produktivität und Produktion, denn nur wer schneller und in größeren Mengen herstellt,
               kann mehr verdienen. Andererseits aber beschleunigt dieser Motor auch dann weiter,
               wenn die Gesellschaft längst nichts mehr davon hat. Dann werden Unternehmen mit Tausenden
               Beschäftigten zerschlagen, um Kursgewinne an den Börsen zu erzielen, Kosten reduziert,
               indem man sie der Allgemeinheit aufhalst, neue Produkte designt, deren Bedarf erst
               aufwändig mit allen Mitteln der Gehirnwäsche erzeugt werden muss. Oder man kehrt gleich
               ganz zu den frühen Formen der Bereicherung zurück: Gemeingüter, die niemandem, sprich
               allen gehören, werden privatisiert wie einst das Bauernland in Großbritannien ab dem 16. Jahrhundert, der Reichtum der Natur wird in die Wüsten
               der Agrarplantagen verwandelt.
            

            Und damit sind wir wieder bei den Zombies. Verblödet, ungelenk und fremdgesteuert
               wie George A. Romeros Untote wandeln wir durch unsere Welt und sorgen dafür, den Absatz
               von Waren sicherzustellen. Nur jene menschlichen Bedürfnisse, die mit dieser Aufgabe
               vereinbar sind, können berücksichtigt werden. Und so fühlen wir uns immer häufiger
               als seelenlose Avatare, als Darsteller eines Films, in dem wir zwar, wie uns ständig
               beteuert wird, einzigartige Hauptpersonen sind, dessen Drehbuch aber dennoch nicht
               von uns geschrieben wird.
            

            Über das Untote der bürgerlichen Gesellschaft haben Linke schon früh Kluges geschrieben.
               In den Zeiten von Marx war allerdings der Vampir populärer als der Zombie: »Das Kapital
               ist verstorbene Arbeit, die sich nur vampirmäßig belebt durch Einsaugung lebendiger
               Arbeit und um so mehr lebt, je mehr sie davon einsaugt.«[14]  Marx war hier ganz bei den klassischen Ökonomen David Ricardo und Adam Smith, die
               der Ansicht waren, dass nur Arbeit Wert schaffen kann. Das ist es auch, was für Marx
               die bürgerliche Gesellschaft so paradox macht. Das Leben sorgt für die Ausbreitung
               des Untoten, hat es aber auch in der Hand, diesen Zustand zu beenden. Da es kein Kapital
               ohne Arbeit gibt, kann Letztere das gesellschaftliche Zwangsverhältnis aufkündigen.
               Das tote Kapital ist immer nur so mächtig, wie wir, die Lebenden, es zulassen.
            

            Noch besser zum Zombie-Motiv passen die Passagen, die Marx über den Fetisch schrieb. Seiner Ansicht nach ist das Verhältnis der bürgerlichen
               Gesellschaft zu Ware und Geld ganz ähnlich wie das animistischer Gemeinschaften zu
               ihren Fetischen: Kultobjekten werden Zauberkräfte zugesprochen, Gegenstände erwachen
               zum Leben, Totes und Untotes tauschen die Stellung. Während wir »Geld für uns arbeiten
               lassen«, Geschäfte »florieren« und die Börse »sexy ist«, sind umgekehrt unsere sozialen
               Beziehungen verdinglicht: In Liebesbeziehungen muss »investiert« werden, Kinder sind
               ein »Kostenfaktor«.
            

            Das Verrückte an unserer Zeit ist der Umstand, dass sich diese Vorherrschaft des Untoten
               immer weiter ausbreitet, wir erleben eine weltumspannende Zombification. Der Mainstream
               der Gesellschaftswissenschaften debattiert gebannt über poststrukturalistische »Mannigfaltigkeit«
               und Luhmann'sche »funktionale Differenzierung«, während in Wirklichkeit doch vor allem
               eine enorm homogenisierende Kraft zu beobachten ist. Zum ersten Mal in der Geschichte
               der Menschheit leben wir in einem echten Weltsystem, noch nie waren die globalen Lebensweisen
               so vereinheitlicht wie heute. Der fundamentalistische Saudi, die evangelikale Versicherungsagentin
               aus den USA, der chinesische Parteikader und der schwule Berliner Hipster würden zwar mit Sicherheit
               darauf pochen, sich von den anderen radikal zu unterscheiden, doch ihr materielles
               Dasein ist so vereinheitlicht wie noch nie zuvor in der Menschheitsgeschichte: Ihre
               Kleider stammen aus denselben Textilfabriken Bangladeschs, sie stehen morgens und
               abends eine Stunde im Stau – die einen im SUV, die anderen vielleicht schon im Elektroauto –, und auch wenn bei den einen Gebete,
               bei den anderen Pornos auf dem Smartphone laufen, sind die technischen Geräte doch
               von denselben chinesischen Fabrikarbeiter*innen im Auftrag desselben US-Konzerns hergestellt worden. Selbstverständlich variieren die Lebensweisen, doch die Unterschiede beruhen in erster Linie
               auf Klassenzugehörigkeit, Geschlecht und Hautfarbe. Wer dunkler geboren wird, putzt
               eher die Scheiben des SUV, als hinter dem Lenkrad zu sitzen – egal ob in Saudi-Arabien oder den USA.
            

            Diese Verschmelzung zur Weltgesellschaft ist eine der zentralen Thesen in Yuval Noah
               Hararis Eine kurze Geschichte der Menschheit: Die gegenseitige Abhängigkeit der Menschen wächst, wir rücken zusammen. Dass wir
               nicht in der Lage sind, die zunehmende Verschränkung unserer Gesellschaften zu erkennen,
               ist das grundlegende Problem unserer Zeit. Der Markt hat zu einer hoch entwickelten,
               arbeitsteiligen und globalen Kooperation geführt, aber er hindert uns gleichzeitig
               daran, das zur Kenntnis zu nehmen, weil er ein System der Dauerkonkurrenz etabliert,
               in dem alle zu Gegner*innen mutieren.
            

         

         
            
               Politische Monster
               

            

            Zombification ist aber natürlich auch deshalb eine treffende Beschreibung der Lage, weil wir seit
               einigen Jahren die Rückkehr der politischen Monster erleben. Donald J. Trump in den
               USA und Recep Tayyip Erdoğan in der Türkei, Jair Bolsonaro in Brasilien oder Narendra
               Modi in Indien – immer mehr Staatsmänner wirken wie Untote, die faschistoide Ideologien
               im Social-Media-kompatiblen Gewand wiederauferstehen lassen. Dass ihre Auftritte ziemlich
               verrückt sind, wie eine schlechte Collage aus Fake und toxischer Männlichkeit wirken,
               ändert nichts daran, dass ihre Ideologie sich wie eine Zombie-Epidemie ausbreitet
               und immer mehr Lebende infiziert.
            

            Und auch das politische System als solches erscheint zunehmend untot. Seit etwa dreißig Jahren nimmt die Bindungskraft der großen Volksparteien
               in Europa ab, vor allem die Sozialdemokratie, die lange Zeit stabil vierzig Prozent
               der Wählerschaft repräsentierte, befindet sich in einem rasanten Zerfallsprozess.
               In Deutschland, aber auch in vielen anderen europäischen Ländern wählen in Stimmbezirken
               mit prekären sozialen Verhältnissen oft weniger als fünfzig Prozent der Bevölkerung,
               die Beteiligung ist regelmäßig zwanzig Prozent niedriger als in den Reichenvierteln,
               und laut einer Studie der Bertelsmann Stiftung nimmt diese Differenz seit den siebziger
               Jahren stetig zu.[15]  Warum ist das so? Politikwissenschaftler*innen verweisen gern auf das Bildungsniveau
               der »Abgehängten«, aber die Resignation der unteren Klassen hat einen sehr rationalen
               Kern. Sie beruht auf der Erfahrung, dass die für diese Gruppe zentralen Probleme durch
               Wahlen nicht behoben werden. Auch sogenannte »Arbeiterparteien« haben in den vergangenen
               Jahrzehnten eine Politik für das obere eine Prozent gemacht: Sie haben privatisiert,
               Gewerkschaften geschwächt, Sozialhilfe gestrichen, Unternehmens- und Kapitalsteuern
               gesenkt, Vermögenssteuern abgeschafft und Kriege geführt. Das war unter Rot-Grün in
               Deutschland nicht anders als unter New Labour in Großbritannien oder unter dem Partido
               Socialista Obrero Español in Spanien.
            

            Viele Sozialwissenschaftler*innen erklären das mit dem Siegeszug des Neoliberalismus,
               der die Sozialdemokratie zu einer Art Suizid verleitet habe. Exemplarisch für diese
               Lesart steht Colin Crouchs Buch Postdemokratie,[16]  in dem der wachsende Bedeutungsverlust der Politik mit dem Wirken konzernnaher Thinktanks und Lobbys
               begründet wird. Neoliberale Denkfabriken hätten in einem lang angelegten Kampf die
               Meinungshegemonie errungen, die Beeinflussung der politischen Öffentlichkeit durch
               Kommunikationsagenturen und Umfrageinstitute reduziere die Wahlen auf Personalentscheidungen,
               die großen Unternehmen sorgten mit Lobbyverbänden dafür, dass ihre Interessen stets
               berücksichtigt werden. Auch Paul Mason,[17]  einer der profiliertesten Intellektuellen im Umfeld der britischen Labour Party,
               leitet die Krise der Demokratie ähnlich her: Der Neoliberalismus sei ein politisches
               Projekt zur Zertrümmerung des Wohlfahrtsstaates und seiner vergleichsweise demokratischen
               Institutionen gewesen. Seine Transnationalität habe den Staat in ein Anhängsel der
               Finanzvermögen verwandelt, der Siegeszug der Informationstechnologie die Entwertung
               der Arbeitskraft ermöglicht, die Prekarisierung die sozialen Zusammenhänge in den
               unteren Klassen zerstört.
            

            Doch diese Beschreibung, der immer auch ein nostalgischer Blick auf die Aufstiegsgesellschaften
               der trente glorieuses (wie die Wachstumsjahrzehnte zwischen 1946 und 1975 in Frankreich genannt werden)
               zugrunde liegt, ist nur die halbe Wahrheit. Das Problem der liberalen Demokratie ist
               grundsätzlicher. In ihrer Selbsterzählung erscheint sie als ein Projekt der bürgerlichen
               Aufklärung – so als hätten große Denker einst ein System entworfen, in dem die Menschen
               frei und gleich zusammenleben können. Doch die Realität war irritierend anders. Thomas
               Jefferson, einer der Gründerväter der USA, war Sklavenhalter. Ob sein französischer Zeitgenosse Voltaire ebenfalls mit dem
               rassistischen Menschenhandel Geld verdiente, ist umstritten; sicher ist hingegen, dass er nicht etwa die
               Demokratie, sondern eine Monarchie mit aufgeklärtem Herrscher für die beste aller
               Staatsformen hielt. Und wenn man John Lockes 1689 veröffentlichtes Buch Zwei Abhandlungen über die Regierung liest, das heute oft als eine Art Gründungsmanifest des Liberalismus bezeichnet wird,
               dann stellt man überrascht fest, dass es dort vor allem um die Frage geht, warum wir
               einen Staat benötigen und ihm Macht übertragen sollten. Locke begründete das unter
               anderem damit, dass eine institutionelle Einrichtung wie der Staat, den es damals
               noch gar nicht gab und der bei ihm common wealth heißt, hilfreich ist, um über die Einhaltung von Verträgen zu wachen. Durch die Übertragung
               von Macht in die »Hände der Gesellschaft« könne die Freiheit und das Eigentum des
               Einzelnen besser geschützt werden. Lockes Zwei Abhandlungen enthalten wichtige Überlegungen zu der Frage, wie die Macht des Souveräns begrenzt
               werden kann (unter anderem skizziert er die Möglichkeit der Gewaltenteilung), doch
               handelt es sich nicht um eine Schrift über die Demokratie. Der Liberalismus wollte
               eine ausbalancierte Beziehung zwischen Souverän und bürgerlichen Untertanen, um die
               Willkür verrückter Despoten wie Heinrich VIII. zu verhindern. Aber Volksherrschaft hatten seine Vordenker nicht im Kopf. In England
               durften bis 1918 nur männliche Vermögensbesitzer wählen, in Preußen galt das Dreiklassenwahlrecht,
               das den reichsten vier Prozent der Wählerschaft genauso viele Abgeordnete im Landtag
               zugestand wie den arbeitenden achtzig Prozent. Und bei dieser »Wählerschaft« war die
               Hälfte der Bevölkerung, nämlich die Frauen aller Klassen, bereits ausgeschlossen.
               Für die Einführung eines allgemeinen und freien Wahlrechts sorgten am Ende nicht liberale
               Aufklärer, tolerante Staatenlenker oder gute Fürsten, sondern die Kämpfe der Arbeiter-
               und Frauenbewegung, die die Revolution auf die Tagesordnung setzten und das Bürgertum damit genauso aufschreckten
               wie den Adel.
            

            Diese Inklusion der Subalternen ist bis heute unvollendet geblieben, was nicht in
               erster Linie mit den Unzulänglichkeiten des politischen Systems, sondern mit der Konstruktion
               der bürgerlichen Gesellschaft zu tun hat. Dem liberalen Begriff von Politik liegt
               – das war auch in den goldenen Zeiten des Wohlfahrtsstaates nicht anders – eine strikte
               Unterscheidung zwischen öffentlichem und privatem Raum zugrunde. Diese Differenzierung,
               die auf der einen Seite einen Fortschritt darstellte, weil sie der politischen Herrschaft
               Grenzen setzte und Lebensbereiche etablierte, in denen der Fürst und später der Staat
               nichts zu suchen haben, sorgte auf der anderen Seite dafür, den zentralen Herrschaftsmechanismus
               der bürgerlichen Gesellschaft zu verschleiern. Wer die Ökonomie dem privaten Raum
               zuschlägt, macht die Macht der Eigentumsverhältnisse unsichtbar. Deswegen war die
               bürgerliche Demokratie auch schon vor dem Siegeszug der Wirtschaftslobbys und neoliberalen
               Thinktanks ein Zombie. Formal sind wir freie und gleiche Bürger*innen, die unabhängig
               vom Staat und seiner Herrschaft ihr Leben gestalten, ihre Meinung sagen und bei Wahlen
               mitbestimmen dürfen. Gleichzeitig aber existieren diese Freiheitsrechte im realen
               Leben nur auf dem Papier. Die Tochter einer alleinerziehenden Migrantin hat die Wahl,
               ob sie Friseurin werden oder bei Lidl an der Kasse anfangen möchte, und der DHL-Paketbote kann seine Meinung in der Kneipe äußern – wenn der Schichtplan es zulässt.
               Das obere eine Prozent hingegen, die meisten von ihnen Millionärserben, haben nicht
               nur reale Freiheit bei der Gestaltung ihres Lebens, sondern auch echte politische
               Macht. Die Quandts, von Finks, Murdochs oder Trumps können nicht nur ihre Meinung
               äußern, sondern sich Kampagnen oder Fernsehsender kaufen, um ihre Meinung zu verbreiten und auf diese Weise ihre (wirtschaftlichen) Interessen geltend zu machen.
            

            Das ist der blinde Fleck des Liberalismus. Er kritisiert völlig zu Recht die Machtkonzentration
               in den Händen der Alleinherrscher und Staatsparteien und fordert checks and balances, das heißt ein System der institutionellen Gegengewichte, das der Willkür entgegenwirkt,
               Grundrechte garantiert und den Debattenraum offenhält. Doch die Tyrannei, die aus
               den Eigentumsverhältnissen herrührt, verschleiert er und unterschlägt die offenkundige
               Tatsache, dass Eigentum die zentrale Machtressource in unserer Gesellschaft ist. Selbst
               der Sozialliberalismus eines John Rawls,[18]  der das Problem ungleicher Chancen und Vermögen durchaus anerkennt, geht der Erkenntnis
               aus dem Weg, dass das Eigentum einiger weniger an den Produktionsmitteln und die daraus
               resultierende soziale Ungleichheit Demokratie und politische Rechte beständig aufheben.
               Wenn etwa fünfzig Personen in Deutschland so viel Vermögen besitzen wie vierzig Millionen
               Menschen zusammen,[19]  dann ist jedes allgemeine Wahlrecht in der Praxis Makulatur, denn politische Entscheidungen
               werden, wie wir alle wissen, von Medien, Thinktanks und Öffentlichkeitskampagnen geprägt
               – und hier ist Geld der zentrale Faktor. Das Internet hat daran nichts geändert, im Gegenteil. Die Skandale
               um Cambridge Analytica zeigen, dass die öffentliche Meinung über die sozialen Netzwerke
               sogar noch effizienter als bisher manipuliert werden kann. Wenn die Ungleichheit und
               die Sehnsucht nach Veränderung wachsen, aber Reformen aufgrund der Macht der Vermögenden
               nicht möglich sind, sucht sich dieses Verlangen andere Wege. Und hier ist das Projekt
               der extremen Rechten gegenüber dem der Linken eindeutig im Vorteil: Es ist insofern
               »realistisch«, als es mit viel geringeren Widerständen konfrontiert ist. Den Kern
               der bürgerlichen Ordnung – die Konzentration des Eigentums in den Händen weniger –
               berührt die extreme Rechte nicht. Ihr Programm beschränkt sich darauf, die im Staatsapparat
               angelegten autoritären und rassistischen Anteile zu verschärfen. Rechte »Revolutionen«
               sind Vertiefungen der Macht.
            

            Es ist bizarr, dass das ganze bürgerliche Denken um das Eigentum[20]  und seine Mehrung kreist, seine politische Dimension jedoch kaum reflektiert: Das
               Eigentum begründet nicht nur starke partikulare Interessen, sondern ist vor allem
               eine Machtressource. Wir alle wundern uns, warum im Kampf gegen den Klimawandel so
               wenig passiert. Dabei liegt die Antwort auf der Hand: Eine grundlegende Konversion
               des Wirtschaftsmodells berührt die Interessen des Kapitals. Es ist die politische
               Macht der großen Vermögen, die verhindert, dass im gesellschaftlichen Interesse gehandelt
               werden kann. Und das ist schließlich der Grund, warum in diesem Buch über einen anderen Zombie
               gesprochen werden soll: den Sozialismus. Kaum etwas scheint toter als er, leblos taumeln
               seine Anhänger*innen, unverständliche Satzfetzen vor sich hinstammelnd, umher. Und
               noch viel zombiehafter war das untergegangene System. Gesichtslose Massen zogen wie
               fremdgesteuert unter Tribünen vorüber, auf denen blasse, alte Männer zitternd winkten:
               »The rule of the living dead.«
            

            Warum sollte man einen Begriff verwenden, der so abschreckende Erinnerungen aufruft?
               Meiner Ansicht nach gibt es zwei sehr gute Gründe dafür. Zum einen birgt die Geschichte
               der sozialistischen Bewegungen einen enormen Erfahrungsschatz, und die Bezugnahme
               auf sie zwingt uns dazu, uns mit der Komplexität und Widersprüchlichkeit gesellschaftlicher
               Transformation auseinanderzusetzen, die unter anderen Vorzeichen vermutlich ganz ähnliche
               Probleme verursachen würde. Zum anderen war die sozialistische Bewegung aber auch
               die einzige Kraft, die erkannte, welche Bedeutung der Eigentumsfrage zukommt. Wenn
               es stimmt, dass »Geld die Welt regiert«, dann ist Gemeineigentum zwar noch keine Lösung,
               aber eine unverzichtbare Voraussetzung für alle demokratischen Lösungen: ein Hebel
               zur Bearbeitung gesellschaftlicher Probleme.
            

            Die Frage, welcher Sozialismusbegriff heute noch Verwendung finden könnte, durchzieht
               dieses Buch. Vorweggeschickt werden sollte aber schon hier, dass ich Sozialismus nicht
               mit einer »Rückkehr zum starken Staat« gleichsetze. Weder ist der neoliberale Staat
               der Gegenwart schwach – in der Finanzkrise hat er innerhalb kürzester Zeit Billionen
               US-Dollar mobilisiert –, noch war der Staat jemals ein Garant für demokratisch-egalitäre
               Verhältnisse. Sozialismus wird in diesem Buch vielmehr als dreifache Bewegung verstanden:
               1) als Stärkung des Gemeineigentums, das sich eben längst nicht nur in staatlicher Hand befinden kann; 2) als Demokratisierung, was vor
               allem die gesellschaftliche Gestaltung von Produktion, Konsum und Entwicklung meint;
               3) als Kritik des Eigentumsbegriffs zugunsten von Nutzungsregeln ohne Eigentumsverfügung.
               Auf diese Punkte werde ich später zurückkommen.
            

            Die Ausgangsthese dieses Buches lautet, dass wir vor einem Epochenbruch stehen. Klimawandel,
               Digitalisierung und Veränderungen im geopolitischen Machtgefüge werden die Welt in
               den kommenden Jahren radikal verändern. Fraglich ist, ob es zu einem change by design oder by disaster kommt, also ob eine geplante Transformation gelingt oder die Menschheit nach Naturkatastrophen
               und Kriegen notgedrungen anders leben müssen wird als heute. Und ob diese Veränderungen
               von Eigentümereliten gestaltet werden, deren Priorität darin bestehen dürfte, Komfortzonen
               für die oberen fünf Prozent der Weltbevölkerung einzurichten (wie es sich mit der
               Migrationspolitik ja längst abzeichnet), oder ob solidarisch-demokratische Regeln
               und universelle Rechte durchgesetzt werden können. Wird die Ökonomie auch weiterhin
               als quasinatürlicher, privater Prozess betrachtet, in dem der demokratische Gleichheitsanspruch
               plötzlich nicht mehr gilt, wird die Menschheit nach dem tragischen 20. Jahrhundert
               in den nächsten großen Zyklus der Katastrophen eintreten. Die liberale Demokratie
               wird dann immer stärker zu einem Zombie mutieren, zu einem System, in dem Regierungen
               die sich beschleunigende Zerstörung nur verwalten und wir zwar regelmäßig zum politischen
               Personal befragt werden, aber auf die grundlegenden Prozesse keinen Einfluss haben.
               Auch deshalb ist die Gefahr eines Umschlags der liberalen Demokratie in faschistische
               Diktaturen so groß: Ein System, das einen Schleier über die tiefer liegenden ökonomischen
               Herrschaftsverhältnisse legt, befeuert die Suche nach verschwörungstheoretischen Erklärungen für die nicht mehr
               zu übersehende Krise.
            

            Wir sind die Untoten des Kapitals. Die Eigentumsfrage bleibt der zentrale Hebel, um
               sich aus dieser Fremdbestimmung zu befreien. Trotz ihrer Irrungen und Verbrechen war
               die sozialistische Bewegung des 20. Jahrhunderts die einzige Kraft, die diese Verknüpfung
               von Eigentum, Macht und politischer Unfreiheit erkannt hat.
            

         

         
            
               Was ist links?
               

            

            Irgendwann in den achtziger Jahren – zwischen dem Aufstieg der Grünen, der sowjetischen
               Hinwendung zu den »Gattungsfragen« (Wettrüsten und Umweltzerstörung) und der neoliberalen
               Metamorphose der Linksparteien[21]  – setzte sich in der politischen Öffentlichkeit die Ansicht durch, dass die Unterscheidung
               zwischen links und rechts hinfällig geworden sei und wir uns stattdessen auf Sachfragen
               und pragmatische Lösungen konzentrieren sollten.
            

            Seitdem hat sich manches getan, das meiste allerdings nicht zum Besseren. Während
               die Hälfte der Weltbevölkerung vom globalen, zwischen 1980 und 2016 erzielten Wirtschaftswachstum
               12 Prozent erhielt, blieben beim reichsten Hundertstel der Weltbevölkerung 27 Prozent
               hängen. Besonders dramatisch war die Entwicklung in den USA. Dort konnte das reichste Hundertstel seinen Anteil an den Einkommen von 10 auf 20 Prozent verdoppeln, während der Anteil der unteren Hälfte der Bevölkerung
               von 20 auf 12 Prozent fiel.[22]  Nach diesen Zahlen verdient das obere eine Prozent doppelt so viel wie die unteren
               50 Prozent der US-Amerikaner*innen zusammen. In etwa demselben Zeitraum wurden laut einer Oxfam-Studie
               Spitzensteuersätze, Unternehmens- und Erbschaftssteuern im globalen Durchschnitt fast
               halbiert.[23]  Die öffentlichen Haushalte wurden durch diese Steuerpolitik systematisch trockengelegt,
               der Reichtum privatisiert. Trotzdem musste die Allgemeinheit einspringen, als 2008
               die Spekulationsblasen der Finanzwirtschaft platzten und ein Kollaps des internationalen
               Bankwesens drohte.
            

            Auch bei den »Gattungsfragen« ist wenig Positives zu berichten. Das Ende der Systemkonkurrenz
               hat weder das Wettrüsten noch die Umweltzerstörung gebremst. Die geopolitische Konfrontation
               spitzt sich zu, die kapitalistischen Weltmächte USA, China, EU und Russland tragen zwar keine Systemkonkurrenz mehr aus, aber steuern immer deutlicher
               auf kriegerische Konflikte zu. Aus den lokalen Umweltkatastrophen der achtziger Jahre
               ist ein globaler Kollaps ökologischer Systeme geworden. Und statt eines lösungsorientierten
               Pragmatismus ist vor allem der Rechtsextremismus auf dem Vormarsch. Umso komplexer
               sich die Probleme präsentieren, desto größer wird das Bedürfnis nach simplen Rezepten, die zwar keine Lösungen sind, aber zumindest Entschlossenheit demonstrieren.
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